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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

X ZR 47/67 URTEIL Verkündet am
16. Januar 1973 
Schwingen, 
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in der Patentnichtigkeitssache

der Firma AG, E
Standsmitglieder Toni Sc

, vertreten durch ihre Vor- 
und Fritz W|

Beklagten und Berufungsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof. Dr. Dr.
und Prof. Dr.
Patentanwalt Dipl.-Ing.

g e g e n

die Firma Maschinenfabrik 
K a f l B P s t r a ß s  0 ,  vertreten durch ihre Vorstandsmitglie­
der Dr. Karl SflHB und Professor Dr. Dr. Siegfried M e ^ B ,

Klägerin und Berufungsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte:



Der X. Zivilsenat (Patentsenat) des Bundesgerichtshofs 
hat auf die mündliche Verhandlung vom 12. Dezember 1972 
durch den Vorsitzenden Richter Trüstedt und die Richter 
Ballhaus, Dr. Bruchhausen, Ochmann und Häußer

für Recht erkannt:

Auf die Berufung der Beklagten wird 
das Urteil des 2. Senats (Nichtig­
keitssenats II) des Bundespatentge­
richts vom 20. Dezember 1966 abge­
ändert .

Die Klage wird abgewiesen.

Der Klägerin werden die Kosten bei- 
der Rechtszüge auferlegt.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Beklagte war Inhaberin des am 13. Juni 19̂ +0 ange- 
meldeten und am 13. Juni 1963 durch Zeitablauf - der Zeit­
raum vom 8. Mai 19^3 bis einschließlich 7. Mai 1950 wurde 
auf die Patentdauer nicht angerechnet - erloschenen deut­
schen Patents N r . ^ l P ^ P  (Streitpatent), dessen Patentan­
spruch lautet:

"Einspritzbrennkraftmaschine mit einem achsgerecht 
im Kolben angeordneten, vorzugsweise als ellip­
tischer Umdrehungshohlraum ausgebildeten Brenn­
raum, dessen Öffnungsquerschnitt kleiner als der 
größte Raumquerschnitt ist und der in der inneren
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Kolbentotlage annähernd die gesamte Ladeluft auf­
nimmt, in der durch an sich bekannte Hilfsmittel, 
beispielsweise durch Abschirmung des Einlaßven­
tils, eine um die Zylinderachse kreisende Strömung 
entsteht, d a d u r c h  g e k e n n z e i c h ­
n e t ,  daß bei innerer Kolbentotlage die Ein­
spritzdüsenöffnung (h) außerhalb des Brennraums 
liegt und in die Randzone des genannten Öffnungs­
querschnittes und in einem spitzen Winkel zur Ebe­
ne dieses Öffnungsquerschnittes und tangential zu 
einem zur Kolbenachse konzentrischen Zylinderman­
tel derart gerichtet ist, daß der Brennstoff in 
der gleichen Richtung wie die in dem Brennraum (c) 
kreisende Luft in den hinterschnittenen Teil des 
Brennraumes eingespritzt wird."

Aufgrund des Einspruchs der Klägerin hatte das Patent­
amt das nachgesuchte Patent im wesentlichen wegen mangeln­
den technischen Fortschritts und im übrigen wegen nicht aus­
reichender Erfindungshöhe gegenüber dem durch die schwei­
zerische Patentschrift flP (SaBBP) und die britische 
Patentschrift S P  (Ch^lBP) bekannten Stand der Tech­
nik versagt. Im Beschwerdeverfahren hat das Bundespatent­
gericht das Patent erteilt, nachdem die Anmelderin Ver­
suchsergebnisse des Professors T r ^ ^ p ^  von der techni­
schen Hochschule in D f l H H P  vorgelegt hatte.

Die Klägerin, die wegen Verletzung des Streitpatents 
in Anspruch genommen wird, hat nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 PatG 
beantragt, es für nichtig zu erklären. Sie hat geltend ge­
macht, die dem Streitpatent zugrundeliegende Erfindung sei 
weder neu noch fortschrittlich, zumindest aber nicht das 
Ergebnis einer erfinderischen Leistung gewesen. Die Klä­
gerin hat sich hierzu im wesentlichen auf die folgenden 
vorveröffentlichten Druckschriften berufen: Deutsche Pa­
tentschrift schweizerische Patentschrift
französische Patentschrift 
Schriften tHI

>, britische Patent- 
B, "Die deutsche Kraft-
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fahrtforschung" 1939, Heft 24, Seiten 1 bis 8, Haus­
felder "Die kompressorlose Dieselmaschine" 1928, Sei­
ten 310, 340 bis 348, Ricardo "Schnellaufende Verbren­
nungsmotoren" 1932, zweite Auflage, Seiten 428 bis 
439, Heidt "Schnellaufende Dieselmotoren" 1938, Seiten 
173 bis 184, Pischinger und Cordier "Gemischbildung 
und Verbrennung im Dieselmotor" 1939, Seiten 4, 24, 25, 
39, 121 bis 124, 127 und 128.

Die Beklagte ist den Ausführungen der Klägerin ent­
gegengetreten.

Das Bundespatentgericht hat festgestellt, daß aus 
dem Streitpatent keine Rechte hergeleitet werden können, 
weil ihm die erforderliche Erfindungshöhe gefehlt habe.

Dagegen wendet sich die Berufung der Beklagten, die 
zur Unterstützung ihres Vortrags im Berufungsverfahen 
schriftliche Gutachten des Professors Dr. v. Sanfl^ und 
des Senatspräsidentn a. D. G e f l H I ^ ^  vorlegt. Sie be­
hauptet, Professor T r f l H H B  Habe mündlich erklärt, daß 
die Luftzulaßleitungen beim SaBBP-Motor ungewöhnlich 
günstig seien, was die Zeugen und R(® bestätigen
könnten. Ferner behauptet sie, der von Professor Trieb- 
nigg untersuchte HeBB^®-Motor sei keine ausgefeilte 
Konstruktion gewesen und habe auch keine optimale Düsen­
einrichtung gehabt. Sie beantragt dazu, den Zeugen M f l B  
zu vernehmen.

Die Beklagte beantragt,
das angefochtene Urteil abzuändern und die Klage 
abzuweisen,



hilfsweise
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im Patentanspruch zur Klarstellung sowohl die 
Worte "direkte Einspritzung und" in der ersten 
Zeile des Anspruchs als auch die Worte "prak­
tisch drosselfreier" in der vierten Zeile des 
Anspruchs einzufügen sowie die Worte "vorzugs­
weise als elliptischer" in "als vorzugsweise 
elliptischer" umzustellen.

Die Klägerin beantragt,
die Berufung zurückzuweisen.

Sie hält die Ausführungen des Nichtigkeitssenats im 
angefochtenen Urteil für zutreffend und legt zur Unter­
stützung ihres Vortrags schriftliche Privatgutachten der 
Professoren Dr. S<4HHP und Dr. vor.

Als gerichtlicher Sachverständiger hat Professor 
Dr.-lng. habil. JflIHM» Universität KflHHIV, am 
27. Mai 1971 ein schriftliches Gutachten erstattet und 
es in der mündlichen Verhandlung ergänzt und erläutert.

Entscheidungsgründe

Die Berufung führt zur Abänderung des angefochtenen 
Urteils und zur Abweisung der Nichtigkeitsklage.

I. Das Rechtsschutzbedürfnis für die Durchführung der 
Nichtigkeitsklage nach Erlöschen des Streitpatents ergibt 
sich aus der Anhängigkeit eines Verletzungsrechtsstreits 
zwischen den Parteien.
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II. 1. Nach der Bezeichnung der Patentschrift betrifft 
das Streitpatent allgemein eine Einspritzbrennkraftmaschine. 
Aus dem Patentanspruch und der Beschreibung ergibt sich aber, 
daß es sich konkret mit dem Problem der Verbrennung im Die­
selmotor befaßt. Im Arbeitszylinder einer Verbrennungskraft­
maschine sollen Kraftstoff und Luft so zusammengeführt wer­
den, daß die Verbrennung in einer möglichst geordneten Weise 
abläuft. Während der Verbrennung sollen die Verbrennungs­
produkte vom Ort der Entstehung möglichst sofort weggeschafft 
werden, um den Brennstofftröpfchen Gelegenheit zu geben, 
ständig mit der noch unverbrauchten Luft des im Arbeitszy­
linder befindlichen Luftvorrats in Kontakt zu kommen. Eine 
gute, richtig geleitete Gemischbildung von Kraftstofftröpf­
chen und Luft bringt im Betrieb hohe Leistung bei geringem 
Kraftstoffverbrauch, sie führt zu ruhigem Lauf und zu guten 
Wirkungsgraden der Verbrennung. In der Motorenentwicklung 
hat man sich immer eingehend mit dem Studium der den Ver­
brennung sabl auf bestimmenden Umstände beschäftigt und auch 
der Verbesserung der Gemischbildungsmethoden besondere Auf­
merksamkeit gewidmet. Die Verbrennung im Motor ist ein 
recht kompliziertes Zusammenspiel einer nicht geringen 
Zahl von Einzelfaktoren, an deren Ablauf Luftströmungen 
im Arbeitszylinder beteiligt sind. Man ist bestrebt, sie 
so zu lenken, daß der in der Luftladung enthaltene Sauer­
stoffvorrat mit den Kraftstofftröpfchen in erwünschter Weise 
verbrennt. Auf dieses Ziel sind auch die verschiedenen Ge­
mischbildungsverfahren gerichtet. Bei Dieselmotoren kann man 
sie in die folgenden vier allgemeinen Gruppen einteilen:

a) Bei der unmittelbaren Einspritzung ("Direktein- 
spritzer") wird der Kraftstoff in die Luft eingespritzt, 
die sich in dem als Einheit gestalteten Verdichtungsraum 
befindet. Dieser Raum wird vom Zylinderkopf, dem Zylinder
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und dem Kolbenboden begrenzt. Dabei ist der Kolbenboden 
regelmäßig mit einer mehr oder weniger großen Mulde ver­
sehen, die ohne Drosselstelle mit dem Zylinderraum in 
Verbindung steht.

b) Beim Vorkammerverfahren wird die Luft während der 
Verdichtung in einen Nebenraum (Vorkammer) geschoben, der 
getrennt von dem zwischen Zylinderkopf und Kolbenboden be­
findlichen Hauptbrennraum existiert, und mit diesem durch 
verhältnismäßig enge Durchströmöffnungen verbunden ist.
Der Kraftstoff wird in die Vorkammer eingespritzt, wo er 
sich zum Teil entzündet und verbrennt, während der größere 
Teil des Brennstoffs in den Hauptbrennraum gelangt; dort 
vermischt er sich mit der Luft und verbrennt.

c) Beim Wirbelkammerverfahren strömt während der Ver­
dichtung möglichst viel Luft aus dem Arbeitszylinder durch 
einen Überströmkanal in eine Wirbelkammer, einem abgetrenn­
ten Raum, in der sie eine geordnete kreisförmige Bewegung 
ausführt. Der Kraftstoff wird in die Wirbelkammer einge­
spritzt.

d) Beim Luftspeicherverfähren ist der durch einen Ka­
nal vom Hauptbrennraum abgetrennte Raum, der Luftspeicher, 
so klein, daß er nur einen kleinen Teil der Ladeluft auf­
nimmt. Der Kraftstoff wird, im Gegensatz zum Vorkammerver­
fahren, in den Hauptbrennraum eingespritzt.

Das Streitpatent bezieht sich nach dem Oberbegriff 
seines Anspruchs auf einen Dieselmotor mit unmittelbarer 
Einspritzung. Der Motor besitzt einen Kolben, in dem achs- 
gerecht ein Verbrennungshohlraum untergebracht ist, mit 
einer vorzugsweise als Umdrehungsellipsoid ausgebildeten
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Form, dessen obere Kappe abgeschnitten ist. Der so ent­
standene Öffnungsquerschnitt ist kleiner als der größte 
Raumquerschnitt. In der inneren Kolbentotlage befindet 
sich nahezu die gesamte Ladungsluft, die durch bekannte 
Hilfsmittel, beispielsweise durch Abschirmung des Ein­
laßventils, in eine um die Zylinderachse kreisende Strö­
mung gebracht worden ist, im Verbrennungshohlraum.

2. Nach den Angaben in der Streitpatentschrift war 
es bei Maschinen dieser Art am Anmeldetage bekannt, den 
Brennstoff mittels einer zum Zylinder gleichachsigen und 
bei der inneren Kolbentotlage in den Brennraum hineinra­
genden Einspritzdüse in mehreren, genau oder annähernd 
senkrecht zur Düsenachse gerichteten Teilstrahlen derart 
einzuspritzen, daß die Brennstoffstrahlen und die in den 
Brennraum einströmenden Luftstrahlen sich zweimal durch­
dringen, nämlich einmal ungefähr in Höhe des Öffnungsquer­
schnittes und ein zweites Mal im Inneren des Brennraumes, 
und zwar an dessen äußerem Teil, auf den sie gerichtet 
sind. Im Inneren des Brennraumes findet im wesentlichen 
nur ein Luftumlauf um die Brennraumachse statt, der in­
folge der Querschnittsverringerung mit größerer Geschwin­
digkeit vor sich geht als der vorhergegangene Umlauf im 
Hubraum. Es war ferner bekannt, bei "Wirbelkammermaschinen" 
mit einem im Kolbenboden vorgesehenen kugel- oder zylin­
derförmigen Brennraum und mit einem schräg und tangential 
zu diesem Raum, also außermittig liegenden engen Kammer­
hals die Einspritzdüse derart im Zylinderkopf anzuordnen, 
daß der Brennstoff im Mitstrom mit der den Halskanal durch­
strömenden Luft eingeführt wird. Bei derartigen Maschinen 
wird Jedoch der Luftumlauf im Brennraum allein durch die 
seitliche Halsanordnung herbeigeführt (Streitpatentschrift 
S. 2 Zeile 41 - 51).
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Die Streitpatentschrift nennt (S. 2 Zeile 12 - 24) 
als Nachteile eines Motors nach der zuerst genannten Bau­
art die folgenden Mängel: Die Kreuzung zwischen Luft und 
Brennstoffstrahlen bringe die Gefahr für das Auftreten 
ungeregelter VerbrennungsStrömungen mit Vermischung von 
unverbranntem Kraftstoff, Abgasen und unverbrauchter Luft 
mit sich; für die in den Verbrennungsraum hineinragende 
Einspritzdüse bestehe Verkokungsgefahr infolge Überhit­
zung; bei der Benutzung von Mehrlochdüsen seien kleine 
Düsenlöcher zu bohren, die schwierig herzustellen seien; 
beim Abspritzen des Kraftstoffes durch Mehrlochdüsen be­
stehe Ungewißheit darüber, ob sich die eingespritzte Kraft­
stof fmenge gleichmäßig auf alle Düsenlöcher verteile. Bei 
der genannten "Wirbelkammermaschine" soll nach den Angaben 
in der Streitpatentschrift (S. 2 Zeile 51 - 64) die starke 
Drosselung des ein- und ausströmenden, fast die gesamte 
Gasladung der Maschine umfassenden Brennrauminhalts durch 
den mit Rücksicht auf diese Strömungserzeugung notwendi­
gerweise sehr kleinen Halsquerschnitt erhebliche Energie­
verluste, die sogenannten Pumpverluste, ergeben, die sich 
in ungünstigen Brennstoffverbrauchszahlen äußerten. Schließ­
lich würden die brennend aus der "Wirbelkammer" austreten­
den Gase durch den mit der Einspritzdüse gleichgerichteten 
Halskanal unmittelbar auf die Düsenmündung hingeleitet, 
die somit der Überhitzungsgefahr ausgesetzt sei.

3. Aus der Darstellung in der Patentbeschreibung er­
gibt sich, daß dem Streitpatent die Aufgabe zugrunde liegt, 
die aufgeführten Nachteile des Einspritzverfahrens bei Die­
selmotoren zu beseitigen und die Gemischbildung und den Ver­
brennungsablauf zu verbessern, um den Brennstoff optimal 
auszunutzen.



4. Die Lösung dieser Aufgabe hat nach dem Patentan­
spruch das Ziel, den Brennstoff in der gleichen Richtung 
wie die im Brennraum kreisende Luft in den hinterschnit- 
tenen Teil des Brennraums einzuspritzen. Dazu wird vorge­
schlagen:

a) Im Kolben ist ein vorzugsweise als elliptischer 
Umdrehungshohlraum ausgebildeter Brennraum angeordnet. 
Dessen Öffnungsquerschnitt ist kleiner als der größte 
Raumquerschnitt.

b) Die Einspritzdüse ist wie folgt ausgebildet und 
angeordnet: Es soll keine Mehrlocheinspritzdüse verwen­
det werden. Ihre Öffnung soll bei innerer Kolbentotlage 
außerhalb des Brennraums liegen. Sie soll in die Rand­
zone des Öffnungsquerschnitts (im Kolben) in einem spit­
zen Winkel zu dessen Ebene und tangential zu einem zur 
Kolbenachse konzentrischen Zylindermantel gerichtet sein.

Die genannten Maßnahmen stehen alle in engem Zusammen­
hang und sind sämtlich geeignet, zu dem erstrebten Gesamt­
erfolg beizutragen.

Die Streitpatentschrift schildert die Strömungsvor­
gänge in einer Maschine nach diesem Lösungsvorschlag wie 
folgt (S. 2 Zeile 104 - 111 und 116 - 121): Die während 
des Verdichtungshubes in den Kolbenbrennraum hineinver­
drängte Luft laufe darin mit sehr hoher, durch die Quer­
schnittsverminderung gegenüber dem Hubraum noch gestei­
gerter Geschwindigkeit um die Raumachse. Etwa vom Beginn 
der Höchstwerte dieser Drehgeschwindigkeit an werde der 
Brennstoff mittels der Düse derart eingespritzt, daß der
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Brennstoffstrahl im Mittel die gleiche Richtung wie die 
in den Raum hineinverdrängte Luft aufweise und in den 
hinterschnittenen Teil dieses Raumes eindringe, wo er 
von der rasch umlaufenden Luft erfaßt werde.

5. Der Gegenstand des Streitpatents ist demnach eine 
Kombination der folgenden Merkmale:

Einspritzbrennkraftmaschine, bei der
(I) im Kolben ein Brennraum

(1) achsgerecht angeordnet und
(2) vorzugsweise als elliptischer Umdrehungs­

hohlraum ausgebildet ist,
(3) dessen Öffnungsquerschnitt kleiner als der 

größte Raumquerschnitt ist,
(4) der in der inneren Kolbentotlage annähernd 

die gesamte Ladeluft aufnimmt,

(II) ein Hilfsmittel zur Erzeugung einer um die Zy­
linderachse kreisenden Strömung vorgesehen ist,

- Oberbegriff -

(III) bei innerer Kolbentotlage die Einspritzdüsen­
öffnung
(1) außerhalb des Brennraums liegt,
(2) gerichtet ist

(a) in die Randzone des gesamten Öffnungs­
querschnitts ,

(b) in einem spitzen Winkel zur Ebene dieses 
Öffnungsquerschnitts,

(c) tangential zu einem zur Kolbenachse kon­
zentrischen Zylindermantel,

(3) so daß der Kraftstoff eingespritzt wird
(a) in der gleichen Richtung wie die in dem 

Brennraum kreisende Luft,
(b) in dem hinterschnittenen Teil des Brenn­

raums
- kennzeichnender Teil -
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III. Der Gegenstand des Streitpatents ist neu im 
Sinne von § 1 Abs. 1 und § 2 PatG. In keiner der ent­
gegengehaltenen vorveröffentlichten Druckschriften ist 
die aus an sich bekannten Einzelmerkmalen bestehende 
Kombination vollständig vorbeschrieben.

1. Schweizerische Patentschrift M I  (Sa^BE)
In der genannten Patentschrift ist ein direkt ein­

spritzender Dieselmotor beschrieben, der zunächst alle 
Merkmale des Oberbegriffs des Anspruchs des Streitpatents 
besitzt, also einen achsgerecht im Kolben angeordneten 
und als Umdrehungshohlraum ausgestalteten Verbrennungs­
raum, dessen Öffnungsquerschnitt kleiner als der größte 
Raumquerschnitt ist, nämlich nur etwa 1/3 bis 1/6 davon, 
und Mittel, um die Ladeluft beim Eintritt in den Arbeits­
zylinder in kreisende Bewegung zu versetzen.

Der Brennstoff wird durch eine im mittleren Teil des 
Verbrennungsraums befindliche Mehrlocheinspritzdüse in die 
Nähe des Randes der als "Drosselöffnung" bezeichneten Öff­
nung des Verbrennungsraums im Kolben gespritzt. Die Brenn­
stoff strahlen sind so gerichtet, daß sie den Ringwirbel 
der Luft einmal beim Durchtritt der letzteren durch die 
Drosselöffnung im inneren Teil des Verbrennungsraums und 
ein zweites Mal im äußeren Teil desselben durchsetzen. 
Zwischen den Parteien besteht Streit darüber, ob die Ein­
spritzdüsenöffnung bei innerer Kolbentotlage - wie beim 
Streitpatent - außerhalb des Brennraums liegt. Im ange­
fochtenen Urteil wird diese Meinung unter Berücksichti­
gung der Abhandlung von Zinner "Gemischbildung im Saurer- 
Dieselmotor" in der Zeitschrift Deutsche Kraftfahrtfor­
schung, 1939i Heft 24, S. 1 - 8, vertreten. Mit dem ge­
richtlichen Sachverständigen kann dem nicht gefolgt werden.
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Nach den in den Figuren 5 und 6 der schweizerischen Patent­
schrift dargestellten Ausführungsbeispielen liegt die Dü­
senöffnung unstreitig im Kolbenhohlraum, nach den in den 
Figuren 1 und 4 dargestellten Ausführungsbeispielen hin­
gegen in einer Ebene mit der oberen Kolbenkante, die mit 
der Ebene der Drosselöffnung zusammenfällt. Die Düsenöff­
nungen liegen hier nicht "außerhalb des Brennraums". Die 
Streitpatentschrift nennt zwar den Hohlraum im Kolben den 
Kolbenhohlraum (c). Sie will jedoch mit der Verlegung der 
Düse außerhalb dieses Raumes der Verkokungsgefahr begeg­
nen, die durch den Einfluß der Brenntemperatur auf die 
Düsenöffnung hervorgerufen wird. Dieser Einfluß ist im 
gleichen Maße vorhanden, wenn die Düsenöffnungen in der 
Ebene der Brennraumöffnung liegen, wie der gerichtliche 
Sachverständige bestätigt hat. Die Abhandlung von Zinner 
(aaO) steht dieser Feststellung nicht entgegen, denn 
nach Bild 12 der Abhandlung soll die Einspritzdüsenöff­
nung am günstigsten 1 mm von der Zylinderkopfunterseite 
entfernt, also in Höhe der oberen Kolbenkante angeord­
net werden. Das Merkmal des Streitpatents, daß die Dü­
senöffnung bei innerer Kolbentotlage außerhalb des Brenn­
raums liegt (Merkmal III, 1), ist danach in der schwei­
zerischen Patentschrift nicht vorbeschrieben.
Ferner sind dort - insoweit unstreitig - die Merkmale 
nicht vorbeschrieben, daß die Einspritzdüsenöffnung tan­
gential zu einem zur Kolbenachse konzentrischen Zylin­
dermantel gerichtet ist (Merkmal III, 2c), und daß der 
Brennstoff in der gleichen Richtung wie die im Brenn­
raum kreisende Luft eingespritzt wird (Merkmal III, 3 a). 
Zweifel bestehen jedoch darüber, ob nach der entgegenge­
haltenen schweizerischen Patentschrift diese Einspritzung 
in den hinterschnittenen Teil des Brennraums erfolgt 
(Merkmal III, 3 b) und ob die nach den Ausführungsbei-

ii
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spielen der Figuren 1 und 4 entsprechend dem Streitpatent 
in einem spitzen Winkel zur Ebene der Brennraumöffnung ge­
richtete Einspritzdüsenöffnung auch in die Randzone des 
Öffnungsquerschnitts gerichtet ist (Merkmal III, 2a). Es 
ist dem Bundespatentgericht zuzugeben, daß der Fachmann 
zumindest das Merkmal III, 2 a den Angaben in der Patent­
beschreibung in Verbindung mit den Figuren 1 und 4 ent­
nehmen konnte. Die in der Ebene der Kolbenkante angeord­
neten Einspritzdüsenöffnungen sind auch in die Randzone 
der Drosselöffnung gerichtet. Ob allerdings der Kraftstoff 
in den hinterschnittenen Teil des Brennraums gelangt, kann 
für die Frage der Neuheit auf sich beruhen.

Zusammenfassend ist danach festzustellen, daß weder 
die schweizerische Patentschrift flV noch die Abhand­
lung von Zinner (aaO) die Kombination des Streitpatents 
vollständig vorbeschrieben hat.

2. Deutsche Patentschrift WKH (Hes^^Mfc)
Diese Patentschrift beschreibt eine Einspritzbrenn­

kraftmaschine mit direkter Einspritzung, deren im Kolben 
angeordneter Brennraum ringförmig ist. Er besitzt keine 
Drosselöffnung zum Hubraum und somit auch keinen hinter­
schnittenen Teil. Man kann diesen Motor nicht in die 
Gattung jener Motoren einordnen, L̂ie mit einem achsge- 
recht im Kolben angeordneten, vorzugsweise als ellip­
tischer Umdrehungshohlraum ausgebildeten Brennraum aus­
gestattet und dessen Öffnungsquerschnitt kleiner als der 
größte Raumquerschnitt ist. Damit unterscheidet sich 
dieser Motor bereits von den Merkmalen I, 1, 2, 3 und 4 
des Oberbegriffs des Streitpatents. Von den Merkmalen 
des kennzeichnenden Teils des Streitpatents sind in der



entgegengehaltenen Patentschrift vorbeschrieben: die 
Öffnung der zweckmäßig nur mit einem Loch versehenen 
Einspritzdüse liegt bei innerer Kolbentotlage außer­
halb des Brennraums und der Brennstoffstrahl ist in 
einem spitzen Winkel zu einer senkrecht auf der Zylin- 
derachse stehenden Ebene als auch zu der Ebene gerich­
tet, die durch die Zylinderachse und die Düsenachse 
gelegt werden kann; ein solcher Brennstrahl kann da­
her einen zur Kolbenachse konzentrischen Zylinderman­
tel tangieren; die Einspritzung erfolgt auch in Rich­
tung der kreisenden Luft (Merkmale III, 1 , 2 b  und c,
3a). Nicht vorbeschrieben sind die Merkmale III, 2 a 
und 3 b, nämlich die Richtung der Einspritzdüse in die 
Randzone der Brennraumöffnung sowie die Einspritzung 
in den hinterschnittenen Teil des Brennraums.

3. Französische Patentscln i I I M B  und britische 
Patentschrift M B  M W  (beide Hes^lME)

Diese Patente beruhen auf der gleichen Stammanmel­
dung in Schweden vom 27. Juli 1925 wie das bereits dar­
gestellte deutsche He sMWB^-Patent Nr. M W  Die 
Zeichnungen aller drei Patentschriften stimmen überein. 
Trotz der in der französischen und in der britischen Pa­
tentschrift zusätzlich enthaltenen Beschreibung des ring­
förmigen Brennraums dahin, daß er die Form eines Um­
drehungskörpers (,fcorps de revolution”, französische Pa­
tentschrift S. 2 Zeile 54, 55; "body of revolution", 
britische Patentschrift S. 1 Zeile 79, 80) entsprechend 
einem Torus hat, kann diese Brennraumform der des Streit­
patents nicht gleichgesetzt werden. Weder die Zeichnungen 
noch der sonstige Inhalt dieser Druckschriften geben einen 
Anhalt dafür, daß der Ringraum eine Drosselöffnung und da­
mit eine Hinterschneidung aufweist. Auch der weitere Hin-
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weis in der britischen Patentschrift S. 2 Zeile 60 - 70 
bringt keine weitergehende Offenbarung.

4. Britische PatentschriftMK (Ch— )
Die beschriebene Einspritzbrennkraftmaschine besitzt 

einen Verbrennungsraum, der entweder im Zylinderkopf oder 
im Kolben untergebracht ist. Zwischen dem ebenen Teil des 
Kolbenbodens und dem Zylinderdeckel verbleibt in der obe­
ren Kolbentotlage nur ein kleiner Abstand, etwa von der 
Stärke der Zylinderkopfdichtung. Daher wird während des 
Verdichtungshubes nahezu die ganze Ladungsluft durch einen 
runden Durchlaß (passage way) geringen Durchmessers im 
Kolbenboden in die Verbrennungskammer geschoben. Der Durch­
laß ist exzentrisch gegenüber dem mit dem ArbeitsZylinder 
koaxialen kugelförmigen oder zylindrischen Brennraum ange­
ordnet. Der Brennraum kann als Umdrehungshohlraum ausge­
bildet sein, wie dies beispielsweise die Ausführungen nach 
Figur 1 und 2 oder Figur 5 und 6 zeigen; es kann aber auch 
ein zylindrischer Hohlraum sein, dessen Achse senkrecht 
zur Zylinderachse steht (Figuren 3 und 4). In allen be­
schriebenen Formen sind die Durchlaßöffnungen gegenüber 
den Brennraummitten so versetzt, daß die in die Brennkam­
mer übergeschobene Luft tangierend an die Brennraumwände 
herangeführt und durch sie zu eigner Wirbel Strömung umge­
lenkt wird. Die Brennstoffdüse ist im Zylinderkopf gegen­
über der Mündung des Verbindungsweges (Durchlaßöffnung) 
so angebracht, daß der Kraftstoff senkrecht nach abwärts, 
annähernd parallel zur Achse des Zylinders eingespritzt 
wird. Bei der in den Figuren 5 und 6 dargestellten Aus­
führung ist die Brennkammer von zylindrischer Form und 
mit ihrer Achse koaxial zu der des Zylinders angeordnet.
Bei dieser Anordnung wird der Kraftstoff schräg zur Achse 
der Brennkammer eingespritzt. Bei allen beschriebenen
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Ausführungsformen liegt die Mündung des Durchlasses so, 
daß während des Verdichtungshubes die in die Brennkam­
mer eintretende Luft eine Verwirbelung in einer bestimm­
ten Richtung erhält; die Kraftstoffdüse ist in allen 
Fällen so angeordnet, daß sie den Kraftstoff durch den 
Durchlaß in die Brennkammer in der Richtung der Verwir­
belung einspritzt (S. 4 Zeile 1 5 - 2 6  der britischen 
Patentschrift).

Die Parteien streiten darüber, ob beim vorbeschrie­
benen Cl^m^-Motor eine direkte Kraftstoffeinspritzung 
erfolgt oder ob dieser nach dem Wirbelkammerverfahren 
arbeitet. Da der Querschnitt der Durchlaßöffnung im Ver­
hältnis zu dem des Brennraums gering und ein bei der 
einen Ausführungsform (Figur 1) längerer, bei der ande­
ren (Figur 3) kürzerer Durchlaßweg vorhanden ist, der 
bewirkt, daß der Kraftstoff nicht unmittelbar in den 
Brennraum gespritzt wird, kann man von einer direkten 
Kraftstoffeinspritzung wie beim Streitpatent nicht ohne 
weiteres sprechen. Ob man das vorbeschriebene Gemisch­
bildungsverfahren als Wirbelkammerverfahren - so die 
Beklagte und das Bundespatentgericht - oder mit dem ge­
richtlichen Sachverständigen eher als ein dem Luftspei­
cherverfahren näherstehendes bezeichnet, ist im Rahmen 
der Neuheitsprüfung nicht wesentlich. Das Merkmal I, 1 
der direkten Einspritzung ist in der britischen Patent­
schrift jedenfalls in dieser Art nicht vorbe­
schrieben. Auch ein besonderes Hilfsmittel zur Erzeu­
gung einer kreisenden Luftströmung (Merkmal II) ist 
nicht vorgesehen; der Luftstrom erhält seine Strömungs­
richtung durch Lage und Gestaltung des Durchlasses. Das 
hat zur Voraussetzung, daß ein enger Querschnitt der 
DurchlaßÖffnung vorhanden ist, die in der Lage ist, die
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in den Brennraum eintretende Luft in eine Wirbelbewegung 
zu versetzen (S. 4 Zeile 15 - 26 britische Patentschrift). 
Die Klägerin verweist im Gegensatz dazu darauf, daß die 
Fläche der Durchlaßöffnung etwa ein Viertel der Quer- 
schnittsfläche des Zylinders betragen könne (S. 3 Zeile 
10 - 14 britische Patentschrift). Dazu hat der gericht­
liche Sachverständige ausgeführt, daß nur eine enge Durch­
laßöffnung die Voraussetzung dafür biete, einen Wirbel 
zu erzeugen. Eine Durchlaßöffnung von der Größe wie sie 
an der genannten Stelle der Patentschrift angegeben ist, 
ist dafür ungeeignet. Legt man der Betrachtung dieser Pa­
tentschrift eine enge Durchlaßöffnung zugrunde, so ergibt 
sich, daß zwar die Merkmale der Vorveröffentlichung ein­
zeln und für sich betrachtet eine gewisse Ähnlichkeit mit 
denen des kennzeichnenden Teils des Streitpatents haben. 
Dessen Merkmalen: Richtung der Einspritzdüsenöffnung in 
die Randzone des gesamten Öffnungsquerschnitts (III, 2 a), 
tangential zu einem zur Kolbenachse konzentrischen Zylin­
dermantel (III, 2c) und Einspritzung in den hinterschnit- 
tenen Teil des Brennraums (IM, 3 b) kommt Jedoch im Rah­
men der Gesamtkombination eine wesentlich andere Bedeutung 
zu.

Die weiteren Entgegenhaltungen liegen von der ge­
schützten Kombination weiter ab, und zwar die britische 
Patentschrift ■ ■  S B  (LSHBB), die schweizerische Pa­
tentschrift | ^  S B  (SaSBB) sowie die folgenden Litera­
turstellen: Hausfelder, Kompressorlose Dieselmotoren,
1928, S. 340 - 348; Ricardo, Schnellaufende Dieselmo­
toren, 1932, S. 404, 405, 414, 415, 428 - 431; Held, 
Schnellaufende Dieselmotoren, 1939, S. 172 - 181; Pischin- 
ger und Cordier, Gemischbildung und Verbrennung im Diesel­
motor, 1939, S. 4, 24, 25, 39, 121 - 124, 127, 128; Dubbel,



- 1 9 -

Taschenbuch für den Maschinenbau, 1935, S. 146, 147 und 
1939, S. 116, 117; Boerlage und Broeze, Forschungsheft 
366 VDI, 1934, S. 6 - 13; ATZ Automobiltechnische Zeit­
schrift, 1935, S. 153, 154 und 1936, S. 198 - 203.

IV. Die Lehre des Streitpatents war gegenüber jeder 
Entgegenhaltung auch technisch fortschrittlich.

Gegenüber dem schweizerischen Patent Nr. W  W  
(SaflHP) weist sie nach den überzeugenden Ausführungen 
des gerichtlichen Sachverständigen die folgenden ein­
zelnen Vorteile auf:

Eine Einlochdüse ist wegen der vergrößerten Düsen­
bohrung leichter herzustellen als eine Mehrlochdüse und 
im Betrieb weniger empfindlich. Es können handelsübliche 
Düsen verwendet werden, die preiswerter sind. Die Mehr- 
lochdüse hingegen mußte damals speziell hergestellt wer­
den. Die feinen Brennstoffstrahlen von Mehrlochdüsen 
bringen eine geringere Sicherheit für die Zuteilung von 
Brennstoff in bestimmte Zonen des Brennraums. Die beim 
Streitpatent vorgeschlagene Anordnung der Einspritzdüse 
außerhalb des Brennraums bedeutet gegenüber der Anord­
nung nach der schweizerischen Patentschrift flPIBl, 
daß sie fast ganz im gekühlten Zylinderkopf unterge­
bracht ist, und hat zur Folge, daß die Gefahr der Ver­
kokung infolge Überhitzung vermieden wird. Ferner schafft 
die außermittige Anordnung der Einspritzdüse (gegenüber 
der etwa zentral angeordneten nach der schweizerischen 
Patentschrift) die Möglichkeit, größere Einlaßventile 
unterzubringen, ohne Ventiltaschen vorsehen zu müssen, 
was sich auf die Leistung und die Laufeigenschaften des 
Motors günstig auswirken kann.
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Selbst wenn der Motor nach dem Streitpatent die 
Leistung des SaB^^-Motors nicht erzielen sollte, so 
reichen doch die aufgeführten Einzelvorteile der er­
findungsgemäß vorgeschlagenen Anordnung aus, den tech­
nischen Fortschritt gegenüber dieser Vorveröffentli­
chung zu begründen. Sie wirken sich auf die Herstel­
lung, die Betriebsbedingungen und die Wartung vorteil­
haft aus. Das sind Faktoren, die in manchen Fällen der 
höheren Leistung vorzuziehen sind. In keinem Falle tre­
ten sie aber bei der Beurteilung des technischen Fort­
schritts hinter dieser so stark zurück, daß sie als un- 
beachtlich zu behandeln wären.

Gegenüber den HesflBHB-Patenten (deutsche Patent­
schrift B B  B )  französische Patentschrift B B  B B >  
britische Patentschrift B B  hat der gerichtliche
Sachverständige dargelegt, daß die andere Strömungs­
struktur bei einem Moto*; nach dem Streitpatent eine 
bessere Gemischbildung ergibt und daß vor allem gegen 
Ende des Verdichtungshubes Quetschströmungen entstehen, 
die diese Gemischbildung günstig beeinflussen. Das über 
zeugt den Senat. Im übrigen hat die Klägerin im Verlauf 
des Rechtsstreits insoweit keine substantiierten Angrif 
fe gegen einen technischen Fortschritt geführt.

Gegenüber der britischen Patentschrift B B  4 B  
(ChBiB) vermeidet das Streitpatent die Energiever­
luste, die sogenannten "Pumpverluste". Der gericht­
liche Sachverständige hat die entsprechenden Angaben 
in der Streitpatentschrift (S. 2 Zeile 49 - 67) be­
stätigt.
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Nach diesem Ergebnis kommt es auf Vergleichsversuche 
und die in diesem Zusammenhang gestellten Beweisanträge 
nicht mehr an.

V. Dem Streitpatent liegt auch eine erfinderische Lei­
stung zugrunde. Die auf diesem technischen Gebiet am Anmel­
detag in großer Zahl erteilt gewesenen Patente und die zahl­
reiche Fachliteratur zeigen eine Menge von Möglichkeiten 
auf, um die Bedingungen für das Mischen von Brennstoff und 
Luft während des Einspritzvorganges und auch nach dem Ein- 
setzen der Zündung in einer günstig erscheinenden Weise zu 
lenken. Nach den Darlegungen des gerichtlichen Sachver­
ständigen ermöglichte der Stand der Technik eine Vielzahl 
von Kombinationen bekannter Einzelmerkmale für eine Ein­
spritzbrennkraftmaschine. Es ist unter solchen Voraus­
setzungen ein Anzeichen für das Vorhandensein einer schöpfe­
rischen Leistung, wenn die Lehre des Streitpatents eine neue 
Kombination vorschlägt, die zu einem brauchbaren und mit 
bisher in keiner bekannten Kombination vorhandenen Vortei­
len ausgestatteten Einspritzbrennkraftmaschine geführt hat. 
Die große Zahl der Vorschläge und die intensive Befassung 
auch der Wissenschaft mit dem Problem der Gemischbildung 
über lange Zeit hinweg und auf einem technisch und wissen­
schaftlich bedeutsamen Gebiet, spricht dafür, daß die Lehre 
des Streitpatents nicht nahegelegen hat. Das Ergebnis der 
erfinderischen Leistung liegt nicht allein in der bloßen 
glücklichen Auswahl und Zusammenstellung aus der Fülle der 
bekannten Merkmale. Vielmehr bedurfte es dazu eingehender 
Kenntnisse über die Strömungsverhältnisse und den Vorgang 
der Gemischbildung sowie über die Vor- und Nachteile des 
Bekannten und der Funktion der Einzelmerkmale. Das über­
stieg die Fähigkeit eines Durchschnittsfachmannes. Aus dem 
Dargelegten ergibt sich, daß die Erfindungshöhe nicht mit
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der Begründung verneint werden kann, es habe nahegelegen, 
Merkmale von zwei oder drei bekannten Konstruktionen - wie 
zum Beispiel der nach der schweizerischen Patentschrift 
4 0  0 P  (Sa^^^) und der der HeS0HI0-Patente oder der 
nach dem Ch^0P-Patent - zu einer neuen Konstruktion zu­
sammenzustellen, worauf die Klägerin abstellt. Der gericht­
liche Sachverständige führt zutreffend aus, daß eine Ver­
knüpfung von Vorteilen des Bekannten nur dann zu erreichen 
sei, wenn diese Vorteile in einer durchgreifenden Konzep­
tion richtig eingeordnet würden. Das sei aber keine Rou­
tinearbeit, sondern erfordere eine kritische Auswertung der 
Sachverhalte und ein übergeordnetes Urteilsvermögen. Auch 
das Auffinden möglicher Kombinationen könne hier nicht zu 
einer Routinearbeit gezählt werden, "weil es eine recht 
ansehnliche, souveräne Beherrschung der sachlichen Gege­
benheiten der funktionellen Zusammenhänge und der baulichen 
Ausführungsmöglichkeiten voraussetzt". Infolge der inten­
siven Entwicklung auf dem Gebiet der Einspritzbrennkraft­
maschinen, konnte es nicht ausbleiben, daß gewisse Merk­
male in jeder besonderen Ausführungsform wiederzufinden 
waren, weil sie sich aus der Sachkunde ergaben. Solche Ge­
meinsamkeiten sind aber nicht gleichbedeutend mit einem 
gedanklichen Heranführen an eine neue Anordnung. Vielmehr 
handelt es sich dabei um eine eigenständige, von indivi­
dueller Erfahrung und überzeugendem Wissen geprägte erfin­
derische Gedankenfolge. Es lag zwar im Wesen der techni­
schen Entwicklung, sich mit den zusammenhängenden Proble­
men und angeblichen Unvollkommenheiten des Bekannten aus­
einanderzusetzen. Der gerichtliche Sachverständige hat 
aber überzeugend dargelegt, daß eine Zwangsläufigkeit für 
die Lösung nach dem Streitpatent nicht bestanden habe.



VI. Auf den Hilfsantrag der Beklagten braucht nicht 
eingegangen zu werden. Der Patentanspruch ist klar und 
das, was eingefügt werden soll, ergibt sich ohne weite­
res aus seinem Inhalt.

VII. Die Kostenentscheidung, die sich auch auf die 
außergerichtlichen Kosten der Parteien bezieht, beruht 
auf § 42 Abs. 3 in Verbindung mit § 40 Abs. 2 und § 36 q 
Abs. 1 Satz 2 PatG.

Trüstedt Ballhaus• Bruchhausen

Ochmann Häußer
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